
Stand: 05/2011 
Merkblatt zum  

Antrag auf Ausbildungsförderung nach dem 
Brandenburgischen Ausbildungsförderungsgesetz (BbgAföG) 

 
Allgemeines: 
Ausbildungsförderung wird vom Beginn des Monats an geleistet, in 
dem der Eintritt in einen gemäß § 2 Abs. 2 BbgAföG förderungsfä-
higen Bildungsgang erfolgt, frühestens jedoch vom Beginn des 
Antragsmonats an. Stellen Sie bitte daher den Antrag so früh wie 
möglich. 
 
Neben dem Antrag auf Ausbildungsförderung sind erforderlich: 

o eine Meldebestätigung über den Wohnsitz im Land 
Brandenburg 

o eine Bescheinigung der Schule über den Besuch eines 
gemäß § 2 Abs. 2 BbgAföG förderungsfähigen Bildungs-
gangs 

o entweder ein Bescheid, aus dem hervorgeht, dass Sie 
mindestens im 1. Monat, für den Ausbildungsförderung 
beantragt wird, eine der folgenden Leistungen erhalten 
oder bei deren Berechnung berücksichtigt wurden: 

- Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskin-
dergeldgesetzes 

- Wohngeld gemäß dem Wohngeldgesetz 

- Leistungen gemäß § 3 des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes 

- Leistungen gemäß § 2 des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes 

- Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach Kapi-
tel 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 und 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

- Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem Dritten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch 

- Leistungen für die in § 28 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch, § 34 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch und § 6a Abs. 2 Satz 1 des 
Bundeskindergeldgesetzes genannten Bedar-
fe. 

o oder die Anlage „Einkommenserklärung des Ehegatten / 
eingetragenen Lebenspartners / des Vaters / der Mutter“ 
gesondert für den Vater, die Mutter und ggf. den Ehegat-
ten (Die Einkommenserklärung eines Elternteils ist aus-
reichend, wenn der andere Elternteil die auf dem Form-
blatt abgedruckte „Zusatzerklärung für Elternteile ohne 
Einkommen“ abgibt.)  

o ggf. die Anlage „Antrag auf Aktualisierung des Einkom-
mens“ für jeden Einkommensbezieher (Ehegatte / einge-
tragenen Lebenspartners / Vater / Mutter) gesondert 

o ggf. weitere im Antrag oder den Anlagen aufgeführte Be-
lege und Nachweise 

 
Die Beantwortung der Fragen ist, soweit nichts anderes angegeben 
ist, zur Durchführung des Brandenburgischen Ausbildungsförder-
ungsgesetzes – BbgAföG erforderlich (§ 67a Zehntes Buch Sozial-
gesetzbuch, § 4 Abs. 3 Bundesdatenschutzgesetz). 
 
Erklärungspflicht: 
Kommen Sie dieser Mitwirkungspflicht nicht nach, so kann Ihnen die 
Sozialleistung versagt oder entzogen werden (§ 66 Erstes Buch 
Sozialgesetzbuch). 
 

Datenschutz: 
Die Daten werden maschinell verarbeitet und gespeichert. Über Art 
und Umfang der über Sie gespeicherten Daten können Sie Auskunft 
verlangen. 
 
Sonstiges: 
Füllen Sie bitte das Antragsformblatt sorgfältig, vollständig und gut 
lesbar aus. Beachten Sie bitte nachfolgende Hinweise und fügen 
Sie die erforderlichen Belege und Nachweise im Original oder in 
Kopie bei. Bei Kontoauszügen können die Angaben, die für die Ent-
scheidung über den Antrag nicht erforderlich sind, von Ihnen ge-
schwärzt werden. Geben Sie den Antrag auf Ausbildungsförde-
rung bitte bei dem zuständigen Landkreis bzw. der zuständigen 
kreisfreien Stadt ab. 
 
 
Was Sie beim Ausfüllen beachten müssen: 
 
Zeilen 15 bis 17 
Als Bankverbindung kann nur ein Konto in der Bundesrepublik 
Deutschland angegeben werden. Barauszahlungen sind unzulässig. 
 
Zeilen 24 bis 25 
Sind Sie eine minderjährige Schülerin oder ein minderjähriger 
Schüler, dann ist die Frage nach der elterlichen Sorge stets zu 
beantworten, wenn Ihre Eltern nicht miteinander verheiratet sind. 
Sind Sie eine volljährige Schülerin oder ein volljähriger Schüler, 
dann ist eine Angabe nur notwendig, wenn ein Elternteil vor Ihrer 
Volljährigkeit verstorben ist oder wenn Ihre Eltern vor diesem Zeit-
punkt geschieden waren oder dauernd getrennt gelebt haben. In 
diesem Falle ist anzugeben, wem die elterliche Sorge/das Aufent-
haltsbestimmungsrecht bis zur Volljährigkeit zugestanden hat. 
 
Zeilen 26 bis 28 
Folgende Kinder sind anzugeben: Eheliche, für ehelich erklärte, an 
Kindes Statt angenommene und nichteheliche Kinder. Bei mehr als 
zwei Kindern bitte ein besonderes Blatt verwenden. 
 
Zeile 29 
Gesetze, die das Bundesversorgungsgesetz (BVG) für anwendbar 
erklären, sind das 

− Soldatenversorgungsgesetz (§ 80), 
− Zivildienstgesetz (§ 47), 
− Bundesgrenzschutzgesetz (§ 59 Abs. 1), 
− Häftlingshilfegesetz (§§ 4 und 5), 
− Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 

Kriegsgefangenen (§ 3), 
− Gesetz zu Art. 131 Grundgesetz (§§ 66 und 66a), 
− Gesetz zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes 

im Saarland (§ 5), 
− Gesetz über das Zivilschutzkorps (§ 46) in Verbindung 

mit dem Soldatenversorgungsgesetz (§ 80), 
− Bundes-Seuchengesetz (§ 51), 
− Infektionsschutzgesetz (§ 60), 
− Gesetz über die Entschädigung für Opfer von Gewaltta-

ten (§ 1). 
 
Wenn Sie Ansprüche nach diesen Gesetzen haben, gehen diese 
Ansprüche dem Anspruch nach dem BbgAföG vor, sie sind daher 
vorrangig geltend zu machen. 
 



Zeile 42 
Geben Sie bitte die Höhe der Waisenrente nach Abzug des Pflicht-
beitrages zur Krankenversicherung an. Das Waisengeld geben Sie 
bitte in Höhe der tatsächlich zufließenden Beträge, also einschließ-
lich der Weihnachtszuwendung und abzüglich der Steuern an. 
Wenn Sie Waisenrente oder Waisengeld beantragt haben oder 
einen Antrag beabsichtigen, teilen Sie dies bitte unter Angabe des 
Aktenzeichens mit. 
 
Zeile 43 
Zu den Einnahmen zählen u.a. Einkünfte aus ruhenden Arbeitsver-
hältnissen (z.B. Beurlaubungen für die Studienzeit) sowie aus 
Ferien- und Nebenarbeit (auch Sachbezüge). Geben Sie bitte 
ebenfalls die Einnahmen aus Gelegenheitsjobs an. Der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag sowie die Steuern und Abzüge für soziale Auf-
wendungen werden von Amts wegen berücksichtigt. 
 
Zeile 47 
Als Einkünfte sind stets die Bruttoeinkünfte anzugeben, das gilt 
auch für Einkünfte aus Kapitalvermögen, die ab 2009 der Abgel-
tungssteuer unterliegen. Sparer-Pauschbetrag und Steuern werden 
von Amts wegen berücksichtigt. 
 
Zeile 48 
Zusammenstellung aller Einnahmen nach der BAföG-
Einkommensverordnung: 

Als Einnahmen, die zur Deckung des Lebensbedarfs bestimmt 
sind, gelten folgende Leistungen: 

 
I. Leistungen der sozialen Sicherung 

 
1. nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) Entgelter-

satzleistungen (§ 116), Winterausfallgeld (§ 214), Überbrü-
ckungsgeld (§ 57) abzüglich der pauschalierten Sozialversi-
cherungsbeiträge, Eingliederungshilfe (§ 418); 

2. nach dem Fünften, Sechsten und Siebten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB V, SGB VI, SGB VII), der Reichsversiche-
rungsordnung (RVO), dem Gesetz über die Krankenversiche-
rung der Landwirte (KVLG), dem Zweiten Gesetz über die 
Versicherung der Landwirte (KVLG-1989), dem Mutter-
schutzgesetz (MuSchG), dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (BEEG), Krankengeld (§ 44 ff. SGB V, §§ 12 ff. 
KVLG-1989), Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse zur 
Erstattung des Verdienstausfalls bei Tätigkeit als Haushalts-
hilfe im Krankheitsfall des Versicherten (§ 38 Abs. 4 SGB V), 
Mutterschaftsgeld (§§ 200 ff. RVO, §§ 29 ff. KVLG, § 13 
MuSchG) und Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (§ 14 
MuSchG), soweit sie das Erziehungsgeld nach dem Bundes-
erziehungsgeldgesetz oder das nach § 10 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes anrechnungsfreie Elterngeld 
oder vergleichbare Leistungen der Länder übersteigen, Ver-
letztengeld (§§ 45 ff. SGB VII), Übergangsgeld (§§ 49 ff. SGB 
VII, §§ 20 ff. SGB VI), Elterngeld (§ 2 BEEG), soweit es die 
nach § 10 BEEG anrechnungsfreien Beiträge übersteigt; 

3. nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und den Geset-
zen, die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklä-
ren Versorgungskrankengeld (§ 16 BVG), Übergangsgeld (§ 
26a Abs. 1 BVG), Unterhaltsbeihilfe, wenn der Berechtigte 
nicht in einer Rehabilitationseinrichtung untergebracht ist (§ 
26a Abs. 5 BVG), laufende ergänzende Hilfe zum Lebensun-
terhalt, soweit sie außerhalb von Anstalten, Heimen und 
gleichartigen Einrichtungen für Angehörige im Sinne des § 25 
Abs. 3 Nr. 2 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BA-
föG) geleistet wird, die mit dem Einkommensbezieher nicht in 
Haushaltsgemeinschaft leben (§ 27a BVG); 

4. nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG), dem Reparati-
onsschädengesetz (RepG) und dem Flüchtlingshilfegesetz 
(FlüHG) jeweils der halbe Beitrag der Unterhaltshilfe (§§ 261 
bis 278a LAG), Unterhaltsbeihilfe (§ 10 des Vierzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes), Beihilfe 
zum Lebensunterhalt (§§ 301 bis 301b LAG), Unterhaltshilfe 

und Unterhaltsbeihilfe (§§ 44, 45 RepG), Beihilfe zum Le-
bensunterhalt (§§ 12 bis 15 FlüHG); 

5. nach dem Unterhaltssicherungsgesetz, soweit sie nicht zum 
Ausgleich für den Wehrdienst des Auszubildenden geleistet 
werden, allgemeine Leistungen (§ 5), Einzelleistungen (§ 6), 
Leistungen für grundwehrdienstleistende Sanitätsoffiziere (§ 
12a) und Verdienstausfallentschädigungen (§ 13 Abs. 1, § 
13a); 
Entsprechendes gilt für gleichartige Leistungen nach § 78 des 
Zivildienstgesetzes und § 59 des Bundesgrenzschutzgeset-
zes vom 18. August 1972 (BGBI. I S. 1834), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Oktober 1994 (BGBI. I S. 
2978) geändert worden ist. 

6. nach dem Beamtenversorgungsgesetz Übergangsgeld (§ 47); 
7. nach dem Unterhaltsvorschussgesetz Unterhaltsleistung (§§ 

1 ff.); 
8. Anpassungsgeld nach den Richtlinien über die Gewährung 

von Anpassungsgeld an Arbeitnehmer des Steinkohlenberg-
baus vom 13. Dezember 1971 (BAnz. Nr. 233 vom 15. De-
zember 1971), zuletzt geändert am 16. Juni 1983 (BAnz. S. 
5901); 

9. Leistungen aufgrund der Richtlinie über die Gewährung von 
Beihilfen für Arbeitnehmer der Eisen- und Stahlindustrie, die 
von Maßnahmen im Sinne des Artikels 56 § 2 Buchstabe b 
des Montanunionvertrages betroffen werden, vom 25. März 
1998 (BAnz. S. 4951); 

10. nach dem Soldatenversorgungsgesetz Übergangsgeld (§ 37), 
Arbeitslosenbeihilfe (§ 86a Abs. 1); 

11. Vorruhestandsgeld nach der Verordnung über die Gewäh-
rung von Vorruhestandsgeld vom 8. Februar 1990 (GBI. I Nr. 
7 S. 42), die gemäß Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet E Ab-
schnitt III Nr. 5 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 
und Artikel 4 Nr. 13 der Vereinbarung vom 18. September 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Sep-
tember 1990 (BGBI. 1990 II S. 885, 1210, 1243) mit Maßga-
ben weitergilt; 

12. Übergangsleistungen nach § 3 Berufskrankheiten-
Verordnung (BKV) vom 31. Oktober 1997 (BGBI. I S. 2623). 
 

II. Weitere Einnahmen 
1. nach dem Wehrsoldgesetz (Geld- und Sachbezüge) Wehr-

sold (§ 2), Verpflegung (§ 3), Unterkunft (§ 4); Entsprechen-
des gilt für gleichartige Leistungen (Geld- und Sachbezüge) 
nach § 35 des Zivildienstgesetzes, § 59 des Bundesgrenz-
schutzgesetzes (siehe oben unter Ziffer I Nr. 5) sowie für An-
gehörige der Vollzugspolizei und der Berufsfeuerwehr; 

2. Vorruhestandsbezüge und diesen gleichstehende Leistun-
gen, soweit sie steuerfrei sind; hierzu zählt auch das Aus-
gleichsgeld nach dem Gesetz zur Förderung der landwirt-
schaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) vom 21. Februar 1989 
(BGBI. I S. 233), soweit es die Summe des nach § 3 Nr. 27 
des Einkommenssteuergesetzes (EStG) steuerfreien Betra-
ges nicht übersteigt; 

3. Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz (§ 3 Abs. 
1 Buchstabe a) sowie die Zuschläge, die versicherungsfrei 
Beschäftigte im Sinne des § 27 Abs. 1 bis 3 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zur Aufstockung der Bezüge bei Al-
tersteilzeit nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen erhalten; 

4. – entfallen – 
5. Leistungen, die in Erfüllung einer gesetzlichen Unterhalts-

pflicht erbracht werden, mit Ausnahme der Leistungen der El-
tern der/des Auszubildenden und ihres/seines Ehegatten; 

6. Leistungen nach § 9 Abs. 1 des Anspruchs- und Anwart-
schaftsüberführungsgesetzes. 
 

III. Einnahmen bei Auslandstätigkeit 
1. die Bezüge der Bediensteten internationaler und zwischen-

staatlicher Organisationen und Institutionen sowie Bezüge 
diplomatischer und konsularischer Vertreter fremder Mächte 
und der ihnen zugewiesenen Bediensteten, soweit diese von 
der Steuerpflicht befreit sind; 



2. nach dem Bundesbesoldungsgesetz Auslandszuschlag (§ 55 
Abs. 1 bis 4) mit 10 vom Hundert des Betrages, Auslandskin-
derzuschlag nach § 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 von 50 vom Hun-
dert des Betrages, Auslandskinderzuschlag nach § 56 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 mit 80 vom Hundert des Betrages; Entsprechen-
des gilt für vergleichbare Bezüge von Personen, die im öffent-
lichen Interesse nach außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes entsandt, vermittelt 
oder beschäftigt sind. 

 
Zeile 49 
Bitte geben Sie hier nur die für Sie bestimmten Unterhaltsleistungen 
an, ohne die für Ihre Kinder bestimmten Beiträge. 
 
Zeilen 53 bis 55 
Solche Einnahmen sind z.B. Familienzuschläge zur Ausbildungs-
vergütung. 
 
Zeilen 59 bis 77 
Maßgeblich sind Ihre Vermögensverhältnisse im Zeitpunkt der 
Antragstellung. Saldierungen sind unzulässig. Bitte Belege zu 
jedem Vermögensgegenstand gesondert beifügen. 
Als Vermögen gelten alle beweglichen und unbeweglichen Sachen, 
Forderungen einschließlich der Guthaben auf Giro- und Sparkonten 
und sonstige Rechte.  Ausgenommen sind Gegenstände, soweit der 
Auszubildende sie aus rechtlichen Gründen nicht verwerten kann. 
Vermögensveränderungen zwischen Antragstellung und dem Ende 
des Bewilligungszeitraums bleiben unberücksichtigt. Bitte vergewis-
sern Sie sich, ob auf Ihren Namen Vermögensanlagen getätigt 
werden, da auch solche Kapitalwerte anzugeben sind. Alle Angaben 
bitte belegen. Als Nachweise werden z.B. Kontoauszüge oder 
Bescheinigungen von Kreditinstituten/Bausparkassen, Verträge 
oder ein Erbschein anerkannt. Die Vermögensnachweise müssen 
punktgenau auf den Tag der Ausstellung ausgestellt sein, sie sollen 
jedoch nicht älter als 14 Tage sein. 
Legen Sie bitte bei ausländischen Vermögenswerten die in- und 
ausländischen Besteuerungsunterlagen vor. 
 
Zeile 63 
Als sonstige bebaute Grundstücke sind z.B. Eigentumswohnungen 
oder Eigenheime anzugeben. 
 
Zeile 65 
Bei Wertpapieren, Aktien usw. geben Sie bitte die Stückzahl bei 
Antragstellung an. Maßgeblicher Kurswert ist der Wert im Zeitpunkt 
der Antragstellung. 
 
Zeile 67 
Forderungen und sonstige Rechte sind z.B. Vermächtnisse, An-
sprüche auf Zahlungen eines Geldbetrages oder Lieferung von 
Waren, ferner Geschäftsanteile, Patentrechte, Verlags- und Urhe-
berrechte. 
 
Zeile 68 
Sonstige Vermögensgegenstände bitte mit ihrem Zeitwert angeben. 
Hierzu gehören nicht Haushaltsgegenstände. Haushaltsgegenstän-
de sind die beweglichen Sachen, die zur Einrichtung der Wohnung, 
Führen des Haushalts und für das Zusammenleben der Familie 
bestimmt sind. Regelmäßig rechnen dazu Möbel, Geschirr, Radio 
und Fernseher. Personenkraftfahrzeuge können, ebenso wie ande-
re Gegenstände nur dann Haushaltsgegenstände sein, wenn sie 
angemessen sind. Bitte geben Sie daher den Verkehrswert Ihres 
Personenkraftfahrzeuges an. 
 
Zeilen 69 bis 72 
Von Bauspar- oder Prämiensparguthaben werden für die bei einer 
evtl. Verwertung entstehenden Verbindlichkeiten (z.B. Prämienrück-
forderung) von Amts wegen pauschal 10 vom Hundert abgesetzt. 
 
Zeile 73 
Bei Hypotheken, Grundschulden sowie sonstigen Schulden, wie 
z.B. Kleinkrediten, ist stets nur die Restschuld anzugeben. 
 

Zeile 76 
Eine Verwertung von Vermögensgegenständen ist aus rechtlichen 
Gründen z.B. ausgeschlossen, wenn ein entsprechendes gesetzli-
ches oder behördliches Veräußerungsverbot (§§ 135, 136 BGB) 
vorliegt. Eine Verwertung ist jedoch nicht durch ein vom Eigentümer 
vereinbartes rechtsgeschäftliches Veräußerungsverbot (§ 137 BGB) 
ausgeschlossen. Die Verwertung von Prämienspar- und Bauspar-
guthaben ist aus rechtlichen Gründen nicht ausgeschlossen; hier 
besteht eine vorzeitige Kündigungsmöglichkeit. 
Es ist eine ausführliche Begründung mit Nachweisen erforderlich. 
 
Zeile 77 
Eine Härte liegt insbesondere vor, 
a) wenn die Vermögensverwertung zur Veräußerung oder Belas-

tung eines im Sinne des § 90 Abs. 2 Nr. 8 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch angemessenen Hausgrundstücks, be-
sonders eines Familienheims oder einer Eigentumswohnung, 
die selbstbewohnt sind oder im Gesamthandseigentum ste-
hen, führen würde, 

b) soweit das Vermögen zur Milderung der Folgen einer körperli-
chen oder seelischen Behinderung bestimmt ist oder nach ei-
nem erlittenen Personenschaden der Deckung der voraus-
sichtlichen schädigungsbedingten Aufwendungen für die Zu-
kunft dienen soll, 

c) solange das Vermögen nachweislich zur baldigen Beschaffung 
oder Erhaltung eines Hausgrundstücks im Sinne des § 90 Abs. 
2 Nr. 8 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestimmt ist, 
soweit dieses Wohnzwecken Behinderter oder Pflegebedürfti-
ger dient oder dienen soll und dieser Zweck durch den Einsatz 
oder die Verwertung des Vermögens gefährdet würde. 

 
Bitte teilen Sie ggf. Tatsachen für eine Härte mit. 
 
Zeile 85 
Die gesetzlichen Vertreter können die Handlungsfähigkeit der/des 
Auszubildenden (Antragstellung, Verfolgung des Antrages und 
Entgegennahme der Ausbildungsförderung) durch schriftliche 
Erklärung einschränken. 
 


